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Anzeige

Die SPD-Fraktion im Kreistag des Mär-
kischen Kreises sucht zum 1. März 2006
eine/n

Fraktionsgeschäftsführer/in.

Die/der Fraktionsgeschäftsführer/in ist
verantwortlich für alle laufenden Ge-
schäfte der SPD-Kreistagsfraktion.

Folgende wesentlichen Aufgaben um-
fasst diese Position:

die Leitung und Unterhaltung der Frak-
tionsgeschäftsstelle,

die verantwortliche Vorbereitung, Ko-
ordination, Kommunikation und Ab-
wicklung sowie Nachbereitung der
gesamten Fraktionsarbeit in politi-
scher und organisatorischer Hinsicht,

die Vor- und Nachbereitung politi-
scher Beschlüsse und Initiativen so-
wie eine umfassende interne und ex-
terne Kontaktpflege,

die Koordination interfraktioneller
Gespräche, Vereinbarungen, Be-
schlüsse und Initiativen,

die Kooperation mit allen Gliederun-
gen der SPD, der Sozialdemokrati-
schen Gemeinschaft für Kommunal-
politik (SGK) sowie gesellschaftlicher
Gruppen und Institutionen,

die Medienarbeit der SPD-Kreistags-
fraktion.

Erwartet werden ferner fundierte Kennt-
nisse der Microsoft Office Anwendun-
gen, wie beispielsweise Word, Excel,
Powerpoint etc.

Die Arbeit des/der Geschäftsführers/in
geschieht auf der Basis und im Einklang
mit den Programmen, Satzungen, Ge-
schäftsordnungen und Beschlüssen der
SPD-Kreistagsfraktion sowie den Grund-
sätzen der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands.

Die Bezahlung richtet sich nach der
Entgeltgruppe 10, wie sie im TVöD ge-
regelt ist. Eine Bezahlung nach der
Entgeltgruppe 11 ist möglich.

Bewerbungen werden erbeten bis zum 20.
Februar 2006 an die SPD-Kreistags-
fraktion im Märkischen Kreis, z. Hd. Frak-
tionsvorsitzende Angelika Machelett,
Heedfelder Straße 45, 58509 Lüden-
scheid.
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Persönlich
Bernd Scheelen, MdB, Bürgermei-
ster in Krefeld und Vorstandsmitglied
der SGK NRW, ist Ende des Jahres wie-
der einstimmig zum Sprecher der Ar-
beitsgruppe „Kommunalpolitik“ der
SPD-Bundestagsfraktion gewählt wor-
den. Bereits zwei Tage zuvor wurde er
in den Fraktionsvorstand berufen. – Ein
hilfreicher Streiter und Sprecher für
kommunale Interessen im Bund. –
Herzlichen Glückwunsch.

In einem bundesweit einzigartigen Pro-
jekt setzen sich die Stadt Bielefeld, die
örtliche Sparkasse und die Arbeiter-
wohlfahrt (AWO) für die frühzeitige
Sprachförderung von Kindern mit
Migrationshintergrund ein. Seit Anfang
des Jahres erhalten alle Mädchen und
Jungen mit Sprachproblemen ab dem
vierten Lebensjahr vier Stunden pro
Woche in kleinen Gruppen Sprachun-
terricht. Eine weitere Stunde ist für
Elternarbeit vorgesehen. Das Pro-

gramm mit insgesamt 140 Kursen ist
auf drei Jahre angelegt und wird jähr-
lich mit insgesamt 550.000 Euro von
Stadt, Sparkasse und dem Land NRW
gefördert. Üblicherweise können nur
Sprachkurse an Kindergärten und Kin-
dertageseinrichtungen mit einem Mi-
grantenanteil von über 50 Prozent ge-
fördert werden. Das Land hat für das
Modellprojekt jedoch eine Ausnahme-
genehmigung erteilt. „Sprachkompe-
tenz heißt Zukunftskompetenz“, gibt
der Bielefelder Sozialdezernent Tim
Kähler (SPD) als Losung des Modell-
projekts aus. „Wenn Kinder eingeschult
werden und die deutsche Sprache nicht
beherrschen, haben sie deutlich gerin-
gere Chancen in unserer Gesellschaft“,
so Kähler, der den präventiven Ansatz
des Projekts vor dem Hintergrund stei-
gender Ausgaben in der Jugendhilfe
betont. Unter Experten herrsche längst
Einigkeit darüber, dass Kinder mit
Sprachproblemen möglichst früh, also
im Vorschulalter, gefördert werden soll-
ten. Im Alter von drei bis sechs Jahren
manifestiere sich das Sprachverständ-
nis. Hier müsse die gezielte Förderung
als „Schlüsselkompetenz“ ansetzen.
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Fortsetzung von Seite 1 - Schwarz-gelb rüttgert zurück: Bürgermeister als Sonnenkönige?

Dass Kommunalpolitik nur dann wirksam
die „Angelegenheiten der örtlichen Ge-
meinschaft“ regeln kann, wenn sie eine
gesunde finanzielle Basis hat, gehört zum
Grundverständnis (nicht nur) von Sozialde-
mokraten. Deshalb wird der Angriff auf die
Kommunalwirtschaft durch die neue Lan-
desregierung nahezu einhellig abgelehnt.
Prof. Dr. Hermann Zemlin, Geschäftsführer
der Stadtwerke Bonn, bringt es auf den
Punkt: „Wir wollen nicht, dass die Landes-
regierung die Bürgerinnen und Bürger nur
noch großen privaten Ver- und Entsorgern
ausliefert.“ Die örtliche Wirtschaft hat da-
von keine Vorteile und für die Bürger wer-
den viele Leistungen teurer. „Privat vor
Staat“, das sei pure Ideologie, die mit dem
wirklichen Leben nichts zu tun habe und auf
den Widerstand der kommunalen Spitzen-
verbände stoße, erläuterte Jens Lattmann,
Beigeordneter des Städtetages NRW und
auch Raimund Echterhoff von ver.di sah
seine Gewerkschaft im Gegensatz zu den
Plänen der Konservativen: „Für die Beschäf-
tigten keine Alternative.“ Er appellierte, die
Erfahrungen vieler Bürgerbegehren und
Bürgerentscheide zu nutzen und die Bürge-
rinnen und Bürger zu mobilisieren.

„Instrumente wie Kumulieren und Pana-
schieren sind nicht automatisch gut, nur weil

andere sie nutzen“, warnt der Gelsenkirche-
ner Oberbürgermeister Frank Baranowski
vor Reformen um ihrer selbst willen. „Was in
Kleinstgemeinden Bayerns und Baden-Würt-
tembergs funktioniert, muss für NRW nicht
ebenso passen, im Gegenteil: Mir ist wich-
tig, dass wir uns unsere Stärken in NRW nicht
mit Scheinargumenten nehmen lassen.“
Das Wahlrecht in Nordrhein-Westfalen,
bestehend  aus einer Kombination von Di-
rekt- und Listenwahlverfahren habe sich
bewährt und entspreche den Wahlrechts-
grundsätzen (allgemein, frei, gleich, ge-
heim, unmittelbar) am besten, so der Tenor
der Anwesenden. Beim Kumulieren und
Panaschieren  werde die Auseinanderset-
zung immer mehr auf einzelne Personen
statt auf Themen und Programme konzen-
triert. „Es ist wenig transparent, die Wahl-
beteiligung sinkt, es gibt mehr ungültige
Stimmen und das Wahlergebnis wird mei-
stens erst mehrere Tage nach dem Wahl-
vorgang veröffentlicht. Schließlich stellt sich
die Frage, ob die so genannte ‚Bürgeraus-
wahl’ immer besser ist als die der Partei-
en“, stellte Roland  Schäfer, Bürgermeister
aus Bergkamen und Präsident des Deut-
schen Städte- und Gemeindebundes fest.

Mehr Informationen: www.sgk-nrw.de

Neues Profil gewinnt die SPD in Nordrhein-
Westfalen auf dem Gebiet der Ver-
braucherpolitik. War sie zu rot-grünen Zei-
ten vom kleinen Koalitionspartner „be-
setzt“, besinnt sich die SPD wieder auf „ihr“
Thema. NRW hat in der Vergangenheit
eine hervorragende Verbraucherpolitik
gemacht. „Das Netz der Verbraucherzen-
tralen in den Städten ist so dicht wie in
keinem anderen Bundesland“ stellen Bern-

hard Daldrup für den SPD-Landesverband
und Svenja Schulze als verbraucher-
politische Sprecherin der SPD- Fraktion fest.
Wie kann angesichts von Lebensmittel-
skandalen, Lohndumping und Billigkon-
kurrenz eine verbraucherorientierte politi-
sche Strategie aussehen? Welche Chan-
cen bestehen für eine Allianz zwischen Pro-
duzenten, Konsumenten und Handel?
Die Veranstaltung in der Dortmunder
Handwerkskammer brachte zahlreiche
wichtige Ansatzpunkte, aber auch bittere

Qualität als Maßstab

Der Q-Faktor
Erkenntnisse: Die Drittelung der Gesell-
schaft schreitet weiter voran. Rund 25 Pro-
zent der Konsumenten können sich nach
eigener Einschätzung „fast nichts mehr lei-
sten“, während 50 Prozent „im großen und
ganzen zurecht kommt“. Ebenso ernüch-
ternd ist, dass in NRW das Bewusstsein zum
Kauf regionaler Produkte unterentwickelt
ist. Achten in den neuen Ländern die Men-
schen zu über 60 Prozent auf regionale

Produkte, sind es in Bayern immerhin 47
Prozent, jedoch in NRW nur 30 Prozent.
Kein Beweis, mag man sich trösten, für den
Vorwurf der Konservativen, die NRW-Poli-
tik habe in der Vergangenheit zuviel auf
die Förderung der Regionalvermarktung
gesetzt.

Um die Diskussion zu verbreitern, wird die
SPD in Kürze einen eigenen Reader zur
Verbraucherpolitik veröffentlichen, der die
Beiträge des Forums enthält.


